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Vorwort zur siebten Auflage 
Vorwort  
 
 
Das Staatsrecht und die Staatsrechtslehre handeln von der „Verfassung“, der po-
litischen und normativen Grundlage der staatlichen Rechtsgemeinschaft. Kodi-
fiziert im Verfassungsgesetz, dem Geschöpf der verfassunggebenden Gewalt des 
Volkes, vermittelt die Verfassung die demokratische Legitimation des Staates 
und seiner Hoheitsgewalt. Die Verfassung ist Auftrag und Richtschnur, rechts-
staatliche Ordnung und Bindung der durch Gesetzgebung, Regierung und 
Verwaltung zu verwirklichenden und durch die Rechtsprechung durchzuset-
zenden und zu kontrollierenden Staatsaufgaben.  
Die Verfassung der staatlichen Rechtsgemeinschaft und die durch das Verfas-
sungsrecht bestimmte und begrenzte Staatspraxis in Gesetzgebung, Regierung, 
Verwaltung und Rechtsprechung sind Gegenstand und Grundlage der Dogma-
tik des Staatsrechts. Das gibt der hier vorliegenden Darstellung des Staatsrechts 
Programm und Inhalt. 
Eine nicht nur auf die Staatsform bezogenes, sondern auf die gesellschaftlichen 
Verhältnisse erstrecktes (siehe etwa „Wirtschaftsdemokratie“) „Demokratie-
prinzip“, die fortschreitende kodifikatorische Wirkung der Grundrechte als 
Wegweiser der Rechtsordnung und Quelle von staatlichen Schutzaufträgen und 
Staatsaufgaben und die immer engere europäische Integration sind als Beweg-
gründe und Triebkräfte einer Relativierung der nationalstaatlichen Form der 
politischen Vergesellschaftung in einer selbständigen und originären Rechts-
gemeinschaft gesehen worden. Nach wie vor begründet jedoch der in der Völ-
kerrechtsgemeinschaft und der europäischen Föderation agierende Staat die 
Geltung, Garantie und Legitimität von Verfassung, Recht und Gesetz und kann 
dadurch Freiheit und Gerechtigkeit, Sicherheit und Recht schaffen und gewähr-
leisten. Es ist die Fülle der Einzelheiten, in der die Grundgedanken und Leitbe-
griffe des Staatsrechts praktisch werden und Anschaulichkeit für den Betrachter 
erhalten. Verständlichkeit aber und innere Ordnung gewinnt die Fülle der  
Einzelheiten nur durch die Grundgedanken und Leitbegriffe. Das ist das  
Programm dieses Buches. Dogmatisierung durch System und Begriffe der Ju-
risprudenz des Öffentlichen Rechts bedarf der Erfahrung durch die Staatspraxis 
und – in einer tieferen Dimensionen – durch die Geschichtlichkeit von Staat, 
Verfassung und Recht.  
Die Freiheiten, Rechte und Garantien des Rechtsstaates und der Demokratie 
und vor allem der Grundrechte, deren Gewährleistung und Schutz dem Ge-
setzgeber, d. h. der parlamentarischen Volksvertretung, und den Gerichten, vor 
allem dem Bundesverfassungsgericht, anvertraut sind, bilden das für die Le-
bensverhältnisse des einzelnen, den Rechtsverkehr und die Wirtschaft- und So-
zialordnung maßgebliche Kernstück des Verfassungsrechts. Schon länger, und 
in den letzten Jahren der politischen und kulturellen Zerklüftung zunehmend, 
prägen Auseinandersetzungen über das Bildungswesen, über das Verhältnis von 
Staat, Religion und Kirche und über die publizistische Rolle der Massenmedien, 
die im Rahmen der bundesstaatlichen Ordnung ausgetragen werden, Bild und 
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Praxis der Parteien-, Verbände- und Mediendemokratie. In jüngster Zeit haben 
die digitalen sozialen Medien die Arbeitsweise und Wirkung von Information 
und Kommunikation verändert.  
Die digitalisierten Informations- und Kommunikationsbeziehungen, besonders 
in den sozialen Medien und Netzwerken, eröffnen neuartige Wege plebiszitären 
Einflusses auf die Entscheidungen und Wirkungen der parlamentarischen De-
mokratie in Parlament, Regierung und Verwaltung. Die parteienstaatlich be-
stimmte Gesetzgebung im Sinne der repräsentativen Demokratie auf der 
Grundlage von Wahlen und des freien Mandats der Abgeordneten und die Ge-
setzmäßigkeit der Verwaltung können dadurch erheblich modifiziert werden. 
Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus, d. h. Herrschaft des Volkes durch Wahlen 
zu einer parlamentarischen Volksvertretung, ggf. ergänzt durch Abstimmungen 
nach Maßgabe besonderer verfassungsrechtlich vorgesehenen Verfahren.  
Den Grundrechten als verfassungsrechtlichen Garantien wurde geschichtlich 
zuerst im monarchischen Obrigkeitsstaat und dann in der konstitutionellen 
Monarchie die staatliche Gewährleistung von Selbstbestimmung und Freiheit 
gegen willkürliche und unverhältnismäßige „Eingriffe“ hoheitlicher Gewalt zu-
geschrieben. Die im 19. und 20. Jahrhundert entstandene und weiter entwickelte 
Industrie- und Arbeitsgesellschaft und der daraus hervorgegangene Wohlfahrts- 
und Wirtschaftsstaat mit seiner auf Volkssouveränität beruhenden Verfassung 
führte den Grundrechten die Gewährleistung in Gestalt von Schutz und Förde-
rung von Freiheit und Eigentum, Arbeit und Bildung als Staatsaufgabe zu. Die 
zunehmend vertiefte Ausarbeitung der Grundrechte als Schutzwehr des Einzel-
nen und weiter als objektive Grundsatznormen, als Auftrag und Direktive für 
die Gesetzgebung sowie Auslegungsrichtschnur auf der Anwendungsebene des 
Gesetzes ist für die Rechtspraxis kennzeichnend. Beispielhaft sind der grund-
rechtliche Schutz der Persönlichkeit gegen den Informationszugriff der öffentli-
chen Gewalt auf personenbezogene Daten und im Bereich der elektronischen 
Kommunikationstechniken und -wege, rechtsstaatliche Ausformung und Fort-
entwicklung des Rechts der sozialen Sicherheit, der Schutz von Ehe und Fami-
lie, die chancengleiche Wahrnehmung des Erziehungs- und Bildungsauftrags 
des Staates und die rechtsstaatliche Begrenzung des Steuerzugriffs des Staates 
nach Kriterien der sozialen Gerechtigkeit.  
Die institutionelle Verkörperung grundrechtlicher Freiheit, wie sie im besonde-
ren Schutz von Ehe und Familie und in Religionsfreiheit und Staatskirchenrecht 
wirksam ist, tritt in der sich wandelnden Lebenswelt hinter die Durchsetzung 
individueller Selbstbestimmung und im Fall der Religion auch durch den Rück-
gang der geschichtlich überkommenen kulturstaatlichen Bedeutung des Chris-
tentums und die neue Kraft anderer Religionsgemeinschaften zurück. Die 
Tragweite der Religionsfreiheit und die Ordnungswirkungen des Staatskirchen-
rechts haben durch die gewachsene soziale Bedeutungen des Islam neue Fragen 
aufgeworfen, so für die Garantie des Religionsunterrichts und durch die be-
kenntnishafte Bedeutung von öffentlichen Symbolen und von Bekleidungsvor-
schriften in Gericht und Schulen. Bestrebungen, die verfassungsrechtliche 
Strenge des „besonderen Schutzes“ von Ehe und Familie durch den auch apolo-
getischen Begriff der „sexuellen Orientierung“ abzuschwächen, sind nicht ganz 
ohne Erfolg geblieben.  
Der soziale Rechtsstaat der Demokratie muss die aus der bürgerlichen Auf-
klärung und Revolution hervorgegangenen Garantien von Freiheit und Eigen-
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tum unter den neuen Bedingungen zur Geltung bringen. Die mit überkomme-
nen Formulierungen als Grundrechte auch in den heutigen Verfassungen ver-
heißenen Schutzwehren in „Eingriffe“ des Staates in Freiheit und Selbstbe-
stimmung gewinnen im Lichte der Staatsaufgaben den Ausdruck einer 
materialen „Wertordnung“ und die Anspruchsgrundlagen von Schutzpflichten 
auch im Privatrechtsverkehr. Das Gesetz und die an Gesetz und Recht gebun-
dene Rechtsprechung zeigen angesichts dieser Bedeutung und materiellen, eu-
ropäischen und internationalen Entgrenzung der Staatsaufgaben ein steigendes 
Maß an Entwicklung und Veränderung, der die Staatsrechtslehre Rechnung zu 
tragen hat.  
Ein Kernstück des Staatsrechts der Demokratie sind die verfassungsrechtlichen 
und verfassungspolitischen Fragen der Staatsaufgaben. Die Entwicklung der 
Industrie- und Arbeitsgesellschaft im 19. und 20. Jahrhundert und die damit 
verbundene rechtsstaatliche Demokratie haben den Schutz und die Förderung 
von Selbstbestimmung und Freiheit zur Sache des Staates gemacht. Wenn alle 
Staatsgewalt vom Volke ausgeht, muss die gewählte parlamentarische Volksver-
tretung kraft ihrer gesetzgebenden Gewalt über die Ressourcen des Staates und 
die staatliche Hoheitsgewalt mit dem Ziel verfügen, die neuen und sich ändern-
den Staatsaufgaben im Sinne des Wohlfahrts- und Wirtschaftsstaates, zur Siche-
rung von Umwelt und der natürlichen Lebensgrundlage, zur Gewährleistung 
von Bildung und Kultur in den Schulen, in den wissenschaftlichen Hochschulen 
und Einrichtungen und in den publizistischen Medien und in den Feldern der 
technischen Information und Kommunikation zu verwirklichen.  
Beginnend mit dem Gesetz vom 30. August 1951 ist das Grundgesetz bis zu 
dem Gesetz vom 13. Juli 2017 durch 62 Novellen geändert worden. Nach den 
Föderalismusreformen von 2006 mit 2009 ist die bundesstaatliche Finanzverfas-
sung 2017 erneut wesentlich umgestaltet worden, insbesondere in der Ordnung 
des Finanzausgleichs von Bund und Ländern.  
Von maßgeblicher Kraft für den Fortgang des Staatsrechts ist die materielle und 
internationale Entgrenzung der Staatsaufgaben. Die Dominanz wohlfahrtsstaat-
licher Politik und Gesetzgebung, die durchdringenden Wirkungen der Medien-
demokratie und die sich verstärkenden plebiszitären Bestrebungen stellen die 
Kraft des parteienstaatlichen Parlamentarismus, d. h. der repräsentativen De-
mokratie, und der verfassungsrechtlichen Institutionen zunehmend auf die 
Probe. Die jahrzehntelange Staatspraxis und vor allem die Auslegung und 
Rechtsfortbildung des Grundgesetzes durch das Bundesverfassungsgericht ha-
ben neben den ausdrücklichen Verfassungsänderungen in Kontinuität und 
Wandel die verfassungsmäßige Ordnung von Staat und Recht gesichert und be-
kräftigt.  
Die Neuauflage der zuletzt Anfang 2015 erschienenen systematischen Erläute-
rung des Grundgesetzes kommentiert die durch die neuen und geänderten Ver-
fassungsnormen gegebene Rechtslage und trägt insgesamt dem Fortgang des 
Verfassungsrechts Rechnung. Die Gesetzgebung und die verfassungsgericht-
liche Praxis, aufgenommen, kritisch geprüft und dogmatisch geklärt durch die 
sehr weitläufige Staatsrechtslehre, sind die maßgeblichen Faktoren des Verfas-
sungsrechts und des Verfassungslebens, die das Staatsrecht Deutschlands 
bestimmen. Die transnationalen und europäischen Bedingungen und ihre Ein-
wirkungen auf die nationale Staats- und Verfassungsordnung sind dabei nicht 
aus dem Auge zu verlieren. Die Verfassung Deutschlands bleibt ein Tragpfeiler 
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der überstaatlichen Föderation Europas, wie sie in der neueren Zeit die Ausei-
nandersetzungen über den Vertrag von Lissabon vom 13. Dezember 2007 und 
das konstitutive Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 30. Juni 2009 gezeigt 
und bekräftigt haben. Die von dem Gericht eingeforderte „Integrationsverant-
wortung“, vor allem des Bundestages, ist in dem Urteil des Gerichts vom 
17. September 2011 zur Griechenlandhilfe und zum Euro-Rettungsschirm für 
die Mitwirkung Deutschlands an der Stabilisierung der EU-Finanzordnung und 
EU-Währungsunion geklärt und bekräftigt worden. Die Einführung der Wäh-
rungsunion hat die europarechtliche Vinkulierung der nationalen Wirtschafts-
politik qualitativ verstärkt und damit die nationale Integrationsverantwortung 
auf die Probe gestellt. Der Unionsrechts- und Verfassungsstreit über den Be-
schluss des Rates der Europäischen Zentralbank vom 6. September 2012 betref-
fend Outright Monetary Transactions (OMT) und die fortgesetzten Ankäufe 
von Staatsanleihen durch die EZB – BVerfG Beschluss vom 14. Januar 2014, 
Vorabentscheidungsersuchen gemäß Art. 267 AEUV; EuGH Urteil vom 
16. Juni 2015 – ist mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juni 
2016 zum Abschluss gekommen. Die Sicherung des parlamentarischen Budget-
rechts und der haushaltspolitischen Gesamtverantwortung des Deutschen Bun-
destages steht hier im Mittelpunkt. Mit der Ausübung des Wahlrechts (Art. 38 
Grundgesetz) nimmt der Wähler an der demokratischen Kontrolle des Unions-
rechts teil.  
Die fortschreitende Verwirklichung des vereinten Europa in den Formen einer 
supranationalen Föderation, an der Deutschland durch vertraglich geschaffenes 
Unionsrecht und in den Institutionen der Union und deren Rechtsakten als 
gleichberechtigtes Glied unter Wahrung seiner Staatlichkeit und Verfassungs-
identität teilnimmt, bringt ein in vieler Hinsicht „integriertes“ Verfassungsrecht 
hervor. Der in den Verträgen über die Europäische Union, in der Politik und 
den Rechtsakten der Unionsorgane und in der Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofes sich verdichtende acquis communautaire verbindet sich, 
zum Teil dominierend, mit der nationalen Rechts- und Verfassungsentwicklung. 
Die Europäische Union ist und bleibt ein supranationaler „Staatenverbund“, 
nicht ein föderativer Verfassungsstaat sui generis. Legalität und Legitimität der 
Union beruhen auf den vertraglich durch die Mitgliedstaaten begründeten Ho-
heitsrechten und deren demokratischer Rückbindung an die Völker, Parlamente 
und Regierungen der Mitgliedsstaaten. Verfassungsrechtlich ist das dadurch 
ausgedrückt, dass die Mitgliedstaaten Hoheitsrechte „übertragen“ haben 
(Art. 23 Grundgesetz) oder Hoheitsrechte in der Union „gemeinsam ausüben“ 
(Art. 88-1 Französische Verfassung). Die integrationsbegründenden Vertragsak-
te der Mitgliedstaaten bleiben in den Grenzen der mitgliedstaatlichen „Verfas-
sungsidentität“ und dürfen von den Unionsorganen nicht „ultra vires“ ausgeübt 
werden. Insoweit bleibt auch die Jurisdiktion der Gerichte der Mitgliedstaaten 
erhalten.  
Der Fortgang des Verfassungsrechts und der verfassungsrechtlich bestimmten 
und gebundenen Staatspraxis in der Gesetzgebung und vor allem in der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts sind – wie in den Vorauflagen – Ge-
genstand der Erläuterungen der neuen Auflage. Die hier fortgesetzte Darstel-
lung des Staatsrechts bringt die kritische Erfassung und dogmatische Ordnung 
des Rechts und der Rechtspraxis durch die Staatsrechtslehre in ihrer Breite  
und Vielfalt weiterführend zur Geltung. Beispielhaft sind Fragen der Gewähr-
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leistung grundrechtlichen Schutzes zu nennen. Die Sicherung des Persönlich-
keitsrechts durch den verfassungs- und unionsrechtlichen Datenschutz wird 
wirksam angesichts der polizeilichen Eingriffe der Schleierfahndung und der 
Vorratsdatenspeicherung, aber auch im digitalen Privatrechtsverkehr. Das 
rechtspolitische Prinzip der „Ehe für alle“, nunmehr gesetzlich verwirklicht in 
der Fortentwicklung der Eingetragenen Lebenspartnerschaft (Gesetz vom 
20. Juli 2017), verläßt die verfassungsrechtliche Wertentscheidung und Garantie 
für die Ehe als Lebensgemeinschaft von Mann und Frau (Art. 6 Abs. 1 GG). 
Meiner Assistentin Katharina Fink bin ich für ihre sachkundige Hilfe bei der 
Aktualisierung der Rechtsentwicklung und der Rechtslehre zu besonderem 
Dank verpflichtet. Meine Assistentin Andrea Dürr hat im weiteren Verlauf bei 
der Berücksichtigung der Rechtsentwicklung und der Doktrin des Staatsrechts 
in der 18. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages sachverständig und 
sorgfältig mitgearbeitet. 
 
München, im Januar 2018 Peter Badura 
 
 
 
 

Aus dem Vorwort zur ersten Auflage 
 
 
 
Der neue deutsche Staat, nach Diktatur, Krieg, Zusammenbruch und Besetzung 
in den Ländern der westlichen Teile des Deutschen Reiches und dann in der 
Bundesrepublik Deutschland errichtet, hat in nunmehr vierzig Jahren ein 
Staatsrecht von bemerkenswerter Selbständigkeit und großem Inhaltsreichtum 
entwickelt. Das Staatsrecht der Bundesrepublik ist in allen wesentlichen Stü-
cken das Recht ihrer Verfassung, des Grundgesetzes vom 23. Mai 1949. Die au-
ßergewöhnlich umfangreiche Gerichtspraxis, vor allem die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts, haben die Wirksamkeit des Verfassungsrechts ge-
genüber der politischen Entscheidung und der Ausübung öffentlicher Verwal-
tung, im Gerichtswesen und selbst im privatrechtlichen Rechtsverkehr zu einer 
Intensität geführt, die bisher im Staatsrecht unbekannt war und vordem in der 
Staatspraxis nicht in Betracht gezogen wurde. 
Das in der Bundesrepublik Deutschland geltende Staatsrecht wird hier in der 
äußeren Form einer systematischen Erläuterung des Grundgesetzes dargestellt. 
Es soll gezeigt und erklärt werden, worin die Bedeutung und Wirklichkeit der 
Verfassung für das öffentliche Leben, für die staatlichen Einrichtungen und für 
jeden einzelnen bestehen. Es ist die Fülle der Einzelheiten, in der die Grundge-
danken und Leitbegriffe des Staatsrechts praktisch werden und Anschaulichkeit 
für den Betrachter erhalten. Verständlichkeit aber und innere Ordnung gewinnt 
die Fülle der Einzelheiten nur durch die Grundgedanken und Leitbegriffe. Das 
ist das Programm dieses Buches. Es zwingt vor allem anderen zu einer Aus-
wahl. Da gezeigt werden soll, worin der lebendige Wert der Verfassung für Po- 
litik und Recht zur Geltung kommt, da die Wirkung und Leistungsfähigkeit der 
Verfassung vor Augen geführt werden sollen, kann die Vollständigkeit des 
Handbuchs und des Kommentars nicht erwartet werden. Dennoch schließt die 
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Zielsetzung des Buches natürlich ein, daß die wesentlichen Fragen, Regelungen 
und Rechtseinrichtungen des Staatsrechts gebührend behandelt werden. Der Ju-
rist und auch der juristisch nicht speziell vorgebildete Leser werden – nach der 
Absicht des Autors – Information über die Rechtslage und Staatspraxis finden, 
zugleich aber auch in die Institutionen und Grundgedanken eingeführt werden, 
die Sinn und Wirklichkeit von Staat und Verfassung bestimmen. 
 
München, im Januar 1986 Peter Badura 
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